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Verlasslich, transparent und fair

Der Deutsche Tourismusverband (DTV) setzt sich dafiir ein, den 6ffentlich finanzierten
Tourismus zu starken, damit Kommunen ihre Aufgaben im Tourismusbereich wahrnehmen
konnen und die Finanzierung langfristig gesichert bleibt. Mit diesem Positionspapier will der

DTV eine zukunftsorientierte Tourismusfinanzierung férdern.

Der DTV steht fiir eine verlassliche, transparente und faire Finanzierung des Tourismus in unse-

ren Kommunen. Diese basiert auf drei zentralen Siaulen:

1. Finanzierung durch die Kommunen.
2. Finanzierung durch die Gaste.

3. Finanzierung durch die Wirtschaft.

Diese drei Sdulen bilden das Fundament der Tourismusfinanzierung in den Kommunen.



1. Tourismus sichert Lebensqualitat

Der Deutschlandtourismus ist eine Erfolgsgeschichte unseres Landes. Er ist mit jahrlich fast
500 Millionen Ubernachtungen, rund 3 Millionen standortgebundenen Beschiftigten und

123,8 Milliarden Euro Bruttowertschopfung Leitokonomie des 21. Jahrhunderts.

Tourismus bedeutet fiir die Gaste Erholung, Kultur, Gesundheit, Kulinarik und schafft unver-
gessliche Erlebnisse. Gleichzeitig sichert und steigert der Deutschlandtourismus die Attraktivi-
tat und Lebensqualitét fiir die einheimische Bevolkerung. ,Da leben, wo andere Urlaub machen®,

steht vielerorts fiir eine starke Qualitdtsaussage des Wohnortes.

Aber der Tourismus in unseren Stadten, Landkreisen und Gemeinden ist kein Selbstliufer. Er
benotigt dauerhafte und verldssliche Management-, Marketing- und Koordinierungsstrukturen.
Damit der Deutschlandtourismus seine volle Wirkung fiir Wohlstand und Lebensqualitét entfal-
ten kann, braucht es passende Rahmenbedingungen bei der Finanzierung seiner vielfdltigen

Aufgaben.

Der Deutschlandtourismus steht vor groSen Herausforderungen. Dazu gehéren neben der zu-
kunftsfahigen Gestaltung der Tourismusfinanzierung die Sicherung und Verbesserung der Tou-
rismusférderung und die Verbesserung der Tourismusinfrastruktur. In den kommenden Jahren
sind enorme Investitionen in Klimaschutz, Klimaanpassung, Digitalisierung und Kiinstliche In-
telligenz sowie in eine leistungsfihige Tourismusinfrastruktur erforderlich. In anderen Staaten
profitiert der Tourismus deutlich stiarker von 6ffentlichen Investitionen und Férderungen. Da-
gegen verzeichnet Deutschland im Tourismus immer starker einen Investitions- und Foérder-
riickstand. Das gilt sowohl fiir Investitionsmittel aus EU-Programmen und Bund-Lander-Ge-
meinschaftsaufgaben als auch fiir Landes- und kommunale Mittel. Das stellt gerade die Kommu-
nen vor dem Hintergrund leerer Kassen vor eine schwierige Aufgabe. Im Deutschlandtourismus
sind Investitionsmittel auf hohem Niveau und auf allen féderalen Ebenen zur Sicherung der
Wettbewerbsfahigkeit des Tourismusstandortes Deutschland zwingend erforderlich. Gleichzei-
tig sind die Ausschopfung und die Rechtssicherheit bestehender Finanzierungsinstrumente von

besonderer Bedeutung.

Der Tourismus starkt die wirtschaftliche Entwicklung in unseren Kommunen, sorgt fiir Lebens-

qualitdt und tragt zu gleichwertigen Lebensverhaltnissen bei.



Vom Tourismus profitieren:

Die einheimische Bevolkerung: durch Steuereinnahmen aus dem Tourismus und den Zulieferbetrieben,
durch eine moderne und leistungsstarke Tourismusinfrastruktur, durch lokale Freizeit- und Kulturangebote
oder durch ein positives Image ihres Wohnortes. Der Tourismus ist ein wichtiger Beschaftigungsmotor, der

fiir ortsgebundene Arbeitsplatze und Einkommen der Bevdlkerung sorgt.

Die Gaste: von gut ausgebauten und beschilderten Rad- und Wanderwegen, von gepflegten Badestellen und
Stranden, von attraktiven Spal- und Freizeitbadern oder Sport- und Freizeitangeboten sowie von Veranstal-
tungen, Dienstleistungen und Informationen durch kommunale Tourismuseinrichtungen. Eine gute touristi-

sche Infrastruktur macht eine Destination interessant und attraktiv fiir Ubernachtungs- und Tagesgaste.

Die Wirtschaft: Betriebe der Tourismuswirtschaft wie Beherbergungs- und Gastronomiebetriebe erzielen
Umsatze durch die Gaste. Auch Kultureinrichtungen, Verkehrsbetriebe, Taxiunternehmen, Busreiseveranstal-
ter oder Fahrradvermietungen, die Ausflugsschifffahrt oder der Einzelhandel profitieren vom Ubernach-
tungs- und Tagestourismus. Aber auch das Handwerk, Zulieferer, Gesundheitswirtschaft, Landwirtschaft
und Weinanbau, Kreditwirtschaft und Werbebranche, die mit den Beherbergungs- und Gastronomiebetrieben

sowie den touristischen Dienstleistern kooperieren, profitieren.



DTV-POSITION:

Die Grundbedingung fiir einen qualitativ hochwertigen Tourismus ist eine auskémmliche Finanzaus-
stattung der Kommunen. Bund und Lander sind aufgefordert, die kommunale Finanzausstattung durch
eine auskommliche und aufgabengerechte Steueraufteilung zu sichern, zu verbessern und durch zeit-
gemale Regelungen in den Finanzausgleichs- und Kommunalabgabegesetzen zu flankieren. Das kann
am besten erreicht werden, wenn alle Akteure - die Kommunen, die Gaste und die regionale Wirt-
schaft einbezogen werden. Dadurch kann die Akzeptanz fiir den Tourismus auf breiter Ebene gefor-

dert werden.

Ergdnzend konnen auch freiwillige Finanzierungsmodelle einen Beitrag zur Finanzierung konkreter
Vorhaben leisten, die sonst nicht umsetzbar waren. Wenn sich eine Kommune fiir die Bettensteuer
entscheidet, dann muss zumindest eine politische Willensbekundung fiir die touristische Verwendung

des Aufkommens aus der Bettensteuer erfolgen.

Aus Sicht des DTV sollten alle touristischen Orte in Deutschland durch die jeweiligen Landesregelun-
gen die Moglichkeit haben, zweckgebundene Abgaben fiir konkrete touristische Aufwendungen zu er-
heben. Der DTV empfiehlt eine Kombination aus Gastebeitragen und der Tourismusabgabe, die von
der regionalen Wirtschaft erhoben wird. Dies fiihrt zu einer gerechteren Verteilung der finanziellen
Last. Die Einnahmen beider Abgaben sind zweckgebunden und kommen unmittelbar dem ortlichen
Tourismus zugute. Zusammen mit den zusatzlichen kommunalen Aufwendungen fiir den Tourismus
stellt das eine zweckmaRige Finanzierungsstruktur dar. Der Deutsche Tourismusverband appelliert an
die Lander, die Regeln fiir die Tourismusfinanzierung in den Kommunalabgabengesetzen zu harmoni-

sieren und sich auf einen gemeinsamen und tragfahigen Rahmen zu verstandigen.



2. Rechtliche Grundlagen der
Tourismusfinanzierung

Die Umsetzung der Tourismusfinanzierung ist grundsatzlich kommunale Angelegenheit. Den
Rahmen dafiir bildet das Grundgesetz, aus dem sich die féderalen Zustandigkeiten und Finan-
zierungsfragen ableiten. Kernelement ist die kommunale Selbstverwaltung, die im Grundgesetz
(GG) in Artikel 28 Abs. 2 verankert ist. Sie gibt den Stadten, Gemeinden und Landkreisen das
Recht, ihre Angelegenheiten eigenverantwortlich zu regeln. Danach haben Gemeinden und
Landkreise das Recht auf Selbstverwaltung in allen Angelegenheiten der 6rtlichen Gemein-
schaft. Dazu gehoren z. B. Bauplanung, 6ffentliche Infrastruktur, Kultur, Bildung, Daseinsvor-

sorge (z. B. Wasser, Abfallentsorgung) und die 6rtliche Wirtschaftsfé6rderung.

Ein zentrales Element der Selbstverwaltung ist die Finanzhoheit. Sie erlaubt den Kommunen,
Steuern und Abgaben zu erheben (z. B. Grundsteuer, Gewerbesteuer, Tourismusabgaben). Ein
weiteres Element ist die kommunale Planungshoheit, die den Kommunen das Recht gibt, Stadt-
entwicklung und Infrastruktur selbst zu planen. Die Kommunen haben somit grundgesetzlich
geschiitzte Kompetenzen fiir den Tourismus. Sie diirfen Abgaben und Steuern erheben, eigene
Tourismusunternehmen oder Marketingorganisationen betreiben und iiber die Nutzung von
Foérdermitteln und Investitionen in touristische Infrastruktur entscheiden. Die kommunale
Selbstverwaltung ist ein Kernprinzip unserer Demokratie. Sie gibt den Kommunen weitrei-

chende Rechte, aber auch Verantwortung - auch im Bereich des Tourismus.

Nach Art. 70 GG fillt die Gesetzgebungskompetenz fiir den Tourismus grundsatzlich in die Zu-
standigkeit der Bundesldnder. Der Bund kann nur titig werden, wenn eine ausdriickliche Zu-
standigkeit besteht. Das ist beispielsweise bei der Wirtschaftsférderung oder dem internationa-
len Tourismusmarketing der Fall. So erlaubt Art. 104b GG dem Bund, den Landern Finanzhilfen
fiir besonders bedeutsame Investitionen zu gewdhren (z. B. fiir touristische Infrastruktur). Der
Bund kann Tourismusprojekte iiber Programme wie die Gemeinschaftsaufgabe ,,Verbesserung
der regionalen Wirtschaftsstruktur (GRW) und die Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur und
Kiistenschutz (GAK) gemeinsam mit den Landern férdern (Art. 91a GG). Im Bereich des internati-
onalen Tourismusmarketings wird die Deutsche Zentrale fiir Tourismus (DZT) durch Bundes-
mittel finanziert. Dariiber hinaus finanzieren die Lander eigenstdndig Programme zur Touris-
musfoérderung aus eigenen Haushalten oder setzen im Rahmen europdischer Programme eigene

Schwerpunkte im Tourismus, wie beim Europaischen Fonds fiir regionale Entwicklung (EFRE)



oder beim Europédischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des lindlichen Raums

(ELER).

Ausgestaltet wird die Gesetzgebungskompetenz der Lander fiir die Tourismusfinanzierung ins-
besondere durch die jeweiligen Kommunalabgabengesetze. So regeln die Kommunalabgabenge-
setze (KAG) der Bundesldnder, welche Abgaben die Kommunen von den Géasten oder Gewerbebe-
trieben zur Finanzierung 6ffentlicher Aufgaben erheben diirfen. Jedes Bundesland mit Aus-
nahme der Stadtstaaten hat ein eigenes Kommunalabgabengesetz, das den Kommunen Gestal-
tungsspielraum lésst. Die wichtigsten Instrumente der kommunalen Tourismusfinanzierung
sind die Gastebeitrige, die Tourismusabgabe durch die Wirtschaft und die Bettensteuer. Sie sind

in den Kommunalabgabengesetzen der Bundesldnder unterschiedlich geregelt.

Die Erhebung der Gastebeitrdge oder Tourismusabgabe ist in den meisten Bundesldndern an be-
stimmte Voraussetzungen gekniipft. Als wichtige Voraussetzung gilt, dass die jeweilige Kom-
mune iiber touristisch bedingte Aufwendungen verfiigen muss, die durch die Abgabe auf Grund-
lage einer detaillierten Kalkulation finanziert werden sollen. SchlieRlich gilt, dass die jeweilige
Kommune eine entsprechende Satzung erlassen muss, die die Details der Abgabenerhebung re-
gelt. Insbesondere die Kalkulationspflicht ist durch die aktuelle Rechtsprechung wieder stéarker

in den Fokus geriickt worden.

Beispiel: Oberverwaltungsgericht fiir das Land Mecklenburg-Vorpommern 4. Senat, Entschei-
dung zur Wirksamkeit einer Kurabgabensatzung vom 27.01.2025

Notwendig ist ein klarer rechtlicher Rahmen in den Kommunalabgabengesetzen der Lainder, um
Unsicherheiten, Kosten oder Akzeptanzprobleme zu vermeiden. Die Umsetzung der Finanzie-
rungsinstrumente muss einer gerichtlichen Uberpriifung standhalten kénnen, damit die Touris-
musentwicklung einer Kommune nicht ausgebremst wird. So miissen die Beitrdge der Wirt-
schaft bei der Tourismusabgabe streng nach kommunalem Tourismusaufwand kalkuliert wer-
den. Bestehende Defizite zur Erfiilllung dieser Vorgabe miissen durch die Landesgesetzgeber ab-

gebaut werden.

SchlieRlich variieren die Voraussetzungen fiir die Erhebung der Géstebeitrdge in den Bundes-
landern. Einige Bundesldnder kniipfen die Abgabepflicht an den Aufenthalt in der Kommune.
Das bedeutet, dass alle Personen, die sich im Gebiet der Kommune aufhalten und nicht Einwoh-
ner sind, potenziell abgabepflichtig sind. Dazu zdhlen die Bundeslinder Baden-Wiirttemberg,

Bayern, Brandenburg, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Saarland, Sachsen-Anhalt,


https://www.landesrecht-mv.de/bsmv/document/NJRE001599384
https://www.landesrecht-mv.de/bsmv/document/NJRE001599384

Schleswig-Holstein, Thiiringen. Andere Bundeslinder koppeln die Abgabepflicht an die Uber-

nachtung. Hier sind in der Regel nur Ubernachtungsgiste abgabepflichtig.

Tagesgaste bleiben meist unberiicksichtigt. Dazu zdhlen die Bundesldnder Niedersachsen, Sach-

sen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz.

Allerdings bestehen Unterschiede hinsichtlich der Definition von Tagesgésten. In Sachsen kann
der Géstebeitrag von Personen erhoben werden, die in dazu geschaffenen Einrichtungen zu
Heil- oder Kurzwecken betreut werden, ohne sich in der Gemeinde eine Unterkunft zu nehmen.
Dagegen hat Brandenburg eine weitergehende Regelung geschaffen. Hier konnen Géstebeitrage
von Personen erhoben werden, die sich zu touristischen Zwecken aufhalten. Damit hat Branden-

burg das Erhebungsrecht auf alle Tagestouristen ausgedehnt.

Die Stadtstaaten Berlin, Bremen, Hamburg haben keine Erméchtigungsgrundlage zur Erhebung

von Géastebeitrdgen. Sie konnen allerdings eine Bettensteuer verlangen.

DTV-POSITION:

Ob ein Ort in den Tourismus finanziert und sich iiber Gastebeitrage oder Tourismusabgaben refinan-
ziert, muss Teil der kommunalen Selbstverwaltung sein. Notwendig ist ein klarer rechtlicher Rahmen
in den Kommunalabgabengesetzen der Lander, um Unsicherheiten, Kosten oder Akzeptanzprobleme
zu vermeiden. Wo erforderlich, sind die Kommunalabgabengesetze der Bundeslander entsprechend

anzupassen.



3. Tourismusfinanzierung durch die Kommunen

Die Kommunen in Deutschland sind das Riickgrat der Tourismusfinanzierung. Aufgaben fiir
den Tourismus kénnen deshalb nur erfiillt werden, wenn es die finanzielle Lage der Kommunen
nach Erledigung der Pflichtaufgaben erlaubt. Der Tourismus ist eine freiwillige Aufgabe der
kommunalen Selbstverwaltung. Damit liegt es grundsatzlich in der Verantwortung einer jeden

Kommune, ob, wie und in welchem Umfang sie dieser Aufgabe nachkommt.

Diese Aufgaben nehmen die Kommunen fiir den Tourismus wahr:

Basisaufgaben: Wirtschaftsforderung zur Sicherung oder Verbesserung eines attraktiven touristischen An-

gebots, Qualitatsforderung und Teilnahme an anerkannten Qualitatsinitiativen.

Offentliche Tourismusinfrastruktur: Touristische Infrastruktur bezeichnet die Gesamtheit aller Einrichtun-
gen, Anlagen und Dienstleistungen, die notwendig sind, um den Tourismus zu ermdglichen, zu férdern und
den Bediirfnissen der Reisenden gerecht zu werden. Dazu gehoren unter anderem Verkehrsanbindungen
(StraBen, Bahnhofe, offentliche Verkehrsmittel, Rad- und Wanderwege, Promenaden), die den Zugang zu
touristischen Zielen gewahrleisten, 6ffentliche Freizeitangebote (Parkanlagen, Touristinformationen, Kur-
hduser, Badestellen, Schwimmbader, Museen, kulturelle Einrichtungen, Erholungs- und Sportanlagen), Infor-
mations- und Serviceeinrichtungen die Reisenden Auskunft und Unterstiitzung bieten (Touristinformationen,
Besucherzentren und andere Serviceangebote). Touristische Infrastruktur besteht auch aus den Dienstleis-
tungen und Angeboten, die den gesamten touristischen Prozess - von der Anreise iiber den Aufenthalt bis

hin zur Abreise - unterstiitzen und ermdglichen.

Marketing und Netzwerkarbeit: Standortwerbung, Beteiligung am iibergeordneten Destinationsmarketing,
interkommunale und iiberregionale Zusammenarbeit, Imagearbeit, Innenmarketing, Biirgerarbeit und -beteili-
gung zur Sicherung der Tourismusakzeptanz, Gastebetreuung und Beschwerdemanagement, Pflege von In-

ternetseiten, Unterkunftsvermittlung und ggf. Erstellung von Gastgeberverzeichnissen.

Veranstaltungen: Stadtfiihrungen, Kulturveranstaltungen, Organisation von Veranstaltungen, Kongressen,

Tagungen.

Personal: Unterstiitzung von Initiativen zur Arbeits- und Fachkraftesicherung im Tourismus, Ausbildung und

Qualifizierung von Beschaftigten.



Aktuell verzeichnen nahezu flichendeckend Stadte, Gemeinden und Landkreise eine dramati-
sche finanzielle Lage. Bereits 2023 verzeichnete die kommunale Ebene mit 6,8 Mrd. Euro das
dritthochste Defizit in der bundesdeutschen Geschichte. Fiir 2024 wird ein absolutes Rekorddefi-
zit von 20-25 Mrd. Euro erwartet und eine Besserung ist auch in den kommenden Jahren nicht
absehbar. Es muss insoweit von einer strukturellen Schieflage der Kommunalfinanzen gespro-
chen werden. Die Kosten fiir Energie, Personal, Investitionen oder Kredite sind in den vergange-
nen Jahren fiir die Kommunen enorm gestiegen. Die Folge ist, dass auch dringend notwendige
Tourismusinvestitionen gestoppt oder vertagt werden. Das hat auch Auswirkungen auf Férder-
programme des Bundes, der Lander oder der Europdischen Union fiir Tourismusinvestitionen,
die nicht mehr wie bisher in Anspruch genommen werden, weil der kommunale Eigenanteil
nicht mehr erbracht werden kann, die Eigenanteile immer weiter gestiegen sind oder Folgekos-
ten nicht finanzierbar sind. Fehlende oder unzureichende Investitionen behindern aber die

kommunale und damit letztlich auch die touristische Entwicklung.

Laut dem KfW-Kommunalpanel 2024 konnen in mehr als der Hilfte der Kommunen eigentlich
notwendige Projekte aufgrund fehlender Eigenmittel nicht mehr durchgefiihrt werden. Laut
dem Panel liegt der Investitionsriickstand in den Kommunen bei mehr als 186 Mrd. Euro. Zahl-
reiche Kommunen sind hoch verschuldet oder miissen zur Erbringung ihrer Aufgaben Kassenk-
redite aufnehmen. Laut dem Statistischen Bundesamt liegt der Schuldenstand der Gemeinden

und Gemeindeverbiande (Landkreise) aktuell bei mehr als 163 Mrd. Euro.

Fest steht: Investitionen zur Schaffung, Pflege oder Verbesserung der kommunalen Basisinfra-
struktur haben unmittelbare Effekte auf die Wohn- und Tourismusattraktivitét eines Ortes.
Dazu zdhlen beispielsweise intakte kommunale Stra8en, schnelles Internet oder die Schaffung
einer leistungsfahigen Ladeinfrastruktur. Hinzu kommen spezifische Investitionen in eine
hochwertige touristische Infrastruktur mit attraktiven Angeboten, wie Ausschilderungen von
Rad- und Wanderwegen, digitalen Qualititsrouten, qualitativ hochwertigen Touristinformatio-
nen oder einem attraktiven Ubernachtungsangebot. Von der Investitionskraft der Kommunen
ist abhéngig, wie attraktiv, leistungs- und wettbewerbsfahig sich der Wirtschaftsfaktor Touris-

mus entwickeln kann.



DTV-POSITION:

Der Deutsche Tourismusverband fordert, dass die kommunale Finanzausstattung auskommlich gesi-
chert ist und Kommunen wieder handlungsfahiger werden. Die Kommunen miissen finanziell so aus-
gestattet sein, dass sie Basis- und die Zukunftsaufgaben des Tourismus gestalten konnen. Notwendig
ist eine deutliche Erhohung der kommunalen Steuerausstattung durch einen kommunalen Anteil an

der Umsatzsteuer auf 6 Prozent.



4. Tourismusfinanzierung durch die Gaste

Die Finanzierung des Tourismus durch die Kommunen wird in der Regel in Tourismusorten
durch eine Gastebeteiligung erginzt. Die beiden wichtigsten Instrumente sind Géstebeitrage

und die Bettensteuer.

4.1 Tourismusfinanzierung durch Gastebeitrage

Gastebeitrage werden ausschlief8lich von den Gasten erhoben. Synonyme Begriffe sind Kurtaxe,

Kurabgabe, Kurbeitrag, Ortstaxe oder Gastetaxe.

Der Gastebeitrag ist eine kommunale Abgabe, die in touristischen Orten zur Finanzierung tou-
ristischer Infrastruktur und Dienstleistungen erhoben wird. Der Gastebeitrag ist eine zweckge-
bundene Abgabe fiir Tourismusleistungen. Zahlungspflichtige sind die Ubernachtungsgiste in
der jeweiligen Gemeinde, teilweise auch Tagesgaste, wenn sie touristische Einrichtungen nut-
zen. Haufig werden Géastebeitrage direkt durch die Unterkunftsbetreiberinnen bzw. -betreiber
eingezogen und an die Gemeinde abgefiihrt. Die H6he des Gastebeitrags wird zumeist pro Per-
son und Nacht erhoben. Zweck des Gastebeitrags ist die Finanzierung touristischer Infrastruk-
tur. Dazu gehéren die Errichtung und die Pflege von Tourismusinfrastruktur, z. B. Wanderwege,
Promenaden, Strande, Parks, Biader, Touristinformationen oder Freizeiteinrichtungen, fiir Ver-

anstaltungen, zur Besucherlenkung, oder fiir Gesundheits- und Wellnesseinrichtungen.

Das Aufkommen aus dem Géstebeitrag muss zur teilweisen Deckung der Kosten fiir touristische
Infrastruktur, Einrichtungen, Angebote oder Marketing verwendet werden. Die Kommunen
miissen zwingend einen Eigenanteil erbringen, der nicht mit dem Géastebeitrag refinanziert wer-
den darf. Die Gemeinden sind dazu verpflichtet, in einer Gastebeitragssatzung festzulegen, wel-

chen Teil ihrer Ausgaben fiir den Tourismus sie mit dem Géastebeitrag abdecken wollen.

Der Gastebeitrag ist eine wichtige Einnahmequelle fiir Tourismusorte. Sie hilft, touristische An-
gebote aufrechtzuerhalten und zu verbessern. Sie ist zweckgebunden. Vorteile des Géstebeitra-
ges sind die Gestaltung und der Erhalt von Tourismusinfrastruktur. Die Géste erhalten mit der
Zahlung des Géastebeitrages oft auch eine Gastekarte. Mit der Géstekarte sind zahlreiche Vorteile
verbunden, beispielsweise freier Zugang zu Stranden, erméaRigter Eintritt zu Veranstaltungen,
Ausstellungen, Freizeiteinrichtungen und Sehenswiirdigkeiten oder auch die kostenlose Nut-
zung des OPNV. Ausgewihlte Gistegruppen, wie Kinder, Jugendliche oder Menschen mit Handi-

caps und Geschiftsreisende konnen durch eine Regelung in der jeweiligen Géstebeitragssatzung



von der Zahlung des Géastebeitrags ganz oder teilweise freigestellt werden. Hier ergibt sich ein
gewisser Spielraum fiir Kommunen, auf bestimmte Zielgruppen gezielt einzugehen und Touris-

mus zu steuern.

Immer hédufiger arbeiten Tourismusorte innerhalb einer touristischen Region bei der Erhebung
des Gistebeitrages bei Ubernachtungs- oder Tagesgisten zusammen, indem sich Kommunen
gegenseitig anerkennen. Das kann bedeuten, dass mehrere Kommunen gemeinsam im Rahmen
eines iiberregionalen Verbunds die kostenlose Benutzung des 6ffentlichen Personennahver-
kehrs anbieten. Das kann ebenso bedeuten, dass Tagesgaste, die bereits in einer teilnehmenden
Kommune den Géastebeitrag entrichtet haben, in einer anderen Kommune von der Zahlung eines
zusatzlichen Gastebeitrages befreit sind. Dadurch werden finanzielle Doppelbelastungen fiir die
Géste vermieden. Als Beispiel fiir eine zukunftsweisende Kooperationsregelung gilt Mecklen-
burg-Vorpommern. Im Kommunalabgabengesetz von Mecklenburg-Vorpommern ist geregelt,
dass mehrere Gemeinden auch eine gemeinsame Kurabgabe erheben konnen. Auch kénnen in
Mecklenburg-Vorpommern Orte und sogar Regionen als Tourismusort oder -region staatlich an-
erkannt werden. Mit dem neuen Pradikat ,Tourismusregion" unterstiitzt Mecklenburg-Vorpom-

mern die orts-, gemeinde- und dmteriibergreifende Zusammenarbeit.

Ubersicht: Tourismusorte und -regionen in Mecklenburg-Vorpommern

Zwischen den Bundesldndern bestehen bei der Regelung der Géstebeitrdge zum Teil erhebliche
Unterschiede. Wahrend beispielsweise in Sachsen oder Rheinland-Pfalz alle Gemeinden einen
Gastebeitrag erheben konnen, ist dies in Schleswig-Holstein nur fiir anerkannte Kur- und Erho-
lungsorte und in Nordrhein-Westfalen nur fiir Kurorte moglich. Frankfurt am Main hat seit 2018
als einzige deutsche GroRstadt keine Steuer, sondern einen zweckgebundenen Géastebeitrag. Ver-
besserungen gibt es bei der Frage, wofiir die Einnahmen aus den Gastbeitragen verwendet wer-
den diirfen. So hat Rheinland-Pfalz entschieden, dass die Kommunen aus dem Aufkommen
nicht nur Einrichtungen und Veranstaltungen in ihrem Gebiet finanzieren diirfen, sondern auch
Kosten fiir touristische Angebote auflerhalb ihrer Grenzen mitbezahlt werden kénnen, wie eine
kostenlose oder erméfigte Nutzung des 6ffentlichen Nahverkehrs oder die iiberortliche Touris-

muswerbung.


https://www.regierung-mv.de/static/Regierungsportal/Ministerium%20f%C3%BCr%20Wirtschaft%2c%20Arbeit%20und%20Gesundheit/Inhalte/%C3%9Cbersicht_aktuelle_Tourismusorte_Regionen.pdf

Baden-Wiirttemberg

Ja, § 43 KAG

- Kurorte
- Erholungsorte
- sonstige Fremdenverkehrsgemeinden

- gegebenenfalls im Rahmen eines interkommunalen Zusammenschlusses auch auferhalb ih-

res Gebiets

Bayern

Ja, Art. 7 KAG

- Heilbad

- Kneippheilbad

- Kneippkurort

- Schrothheilbad

- Schrothkurort

- Waldheilbad

- heilklimatischer Kurort

- Ort mit Heilquellenkurbetrieb

- Ort mit Heilstollenkurbetrieb

= Ort mit Peloid-Kurbetrieb

- Ort mit Waldkurbetrieb

- Luftkurort

- Erholungsort

- auch auBerhalb des Gemeindegebiets, sofern eine regelmalige Inanspruchnahme durch die
Kurgdste der Gemeinde zu Kur- oder Erholungszwecken stattfindet

Berlin

Nein

Brandenburg

Ja, § 11 KAG

- alle Gemeinden
- gegebenenfalls auch im Rahmen eines iiberregionalen Verbunds zur kostenlosen Benutzung
des offentlichen Personennahverkehrs

Bremen

Nein

Hamburg

Nein
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https://www.landesrecht-bw.de/bsbw/document/jlr-KAGBW2005V8P43
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayKAG-7
https://bravors.brandenburg.de/gesetze/kag

Hessen

Ja, § 13 KAG
- Bad

= Kur-, Erholungs- oder Tourismusort

Mecklenburg-
Vorpommern

Ja, § 11 KAG M-V

- Gemeinden und Gemeindeteile, die als Kur- oder Erholungsorte anerkannt sind

- in Orten und Regionen, die als Tourismusort oder -region anerkannt sind

- gegebenenfalls auch im Rahmen eines (iberregionalen Verbundes zur kostenlosen oder erma-
Rigten Benutzung des offentlichen Personennahverkehrs und anderer Angebote

Niedersachsen

Ja, § 10 NKAG

- Kurort

- Erholungsort

- Kistenbadeort

- sonstige Tourismusgemeinden
- mehrere Gemeinden gemeinsam

Nordrhein-Westfalen

Ja, § 11 KAG

- Gemeinden oder Gemeindeverband, die ganz oder teilweise als Kurort anerkannt sind

Rheinland-Pfalz

Ja, § 12 KAG, alle Gemeinden. Beitragsfahig konnen auch Kosten eines regionalen Verbunds so-
wie Einrichtungen, Veranstaltungen und OPNV aufierhalb des Gemeindegebiets sein.

Saarland

Ja, § 11 KAG und § 11a KAG
- Gemeinden, deren Gebiet ganz oder teilweise als Kurort staatlich anerkannt ist (Kurabgabe)
- Sonstige Gemeinden (Tourismusabgabe; nur bei Ubernachtung fallig)

Schleswig-Holstein

Ja, § 10 KAG

- Gemeinden und Gemeindeteile, die als Kur- und Erholungsort anerkannt sind

- Als Aufwendungen der Gemeinde gelten auch Kosten, die ihr im Rahmen eines (iberregiona-
len Verbunds entstehen, der den Kur- und Erholungsgasten die Maglichkeit der kostenlosen
Benutzung des OPNV einraumt

Thiiringen

Ja, § 9 ThirKAG

- Gemeinden, die ganz oder teilweise als Kurort oder Erholungsort staatlich anerkannt sind
- auch im Rahmen eines Uberregionalen Verbundes zur ermaBigten bzw. kostenlosen Nutzung
des OPNV

Sachsen

Ja, § 34 SachsKAG

- alle Gemeinden
~ auch im Rahmen eines Uberregionalen Verbunds zur ermaBigten bzw. kostenlosen Nutzung
des OPNV oder anderer Angebote

Sachsen-Anhalt

Ja, § 9 KAG-LSA

- alle Gemeinden
- kostenloser OPNV mdglich, auch wenn die Verkehrsleistungen im Rahmen eines Verkehrsver-
bundes angeboten werden

Best Practices:

— Frankfurt am Main

— Liibbenau

— Cuxhaven

— Helgoland
— Bayern


https://www.rv.hessenrecht.hessen.de/bshe/document/jlr-KAGHE2013V3P13
https://www.landesrecht-mv.de/bsmv/document/jlr-KAGMV2005V7P11
https://voris.wolterskluwer-online.de/browse/document/e1b105eb-d108-3ffd-af23-89779dc8bb94
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_detail?sg=0&menu=0&bes_id=3549&anw_nr=2&aufgehoben=N&det_id=652128
https://www.landesrecht.rlp.de/bsrp/document/jlr-KAGRPV14P12
https://recht.saarland.de/bssl/document/jlr-KAGSLV6P11
https://recht.saarland.de/bssl/document/jlr-KAGSLV5P11a
https://www.gesetze-rechtsprechung.sh.juris.de/bssh/document/jlr-KAGSH2005V16P10
https://landesrecht.thueringen.de/bsth/document/jlr-KAGTH2000V9P9
https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/4304-SaechsKAG#p34
https://landesrecht.sachsen-anhalt.de/bsst/document/jlr-KAGST1996V15P9
https://frankfurt.de/service-und-rathaus/verwaltung/aemter-und-institutionen/kassen--und-steueramt/kommunale-steuern-gebuehren-und-beitraege/tourismusbeitrag
https://daten2.verwaltungsportal.de/dateien/seitengenerator/9548dce483809bc22c3ecbc5d1ecd1d542284/kurbeitrag_gueltige_fassung_2021.pdf
https://www.cuxhaven.de/_Resources/Persistent/b/3/2/e/b32e614d4d3d3392033dc6c6930eb32017ff3b14/Gästebeitragssatzung%20der%20Stadt%20Cuxhaven%20-%20in%20der%20Fassung%20der%20Fünften%20Änderungssatzung-mit%20Anlage.pdf
https://www.helgoland.de/content/uploads/sites/2/2017/06/Kurabgabesatzung_2017_mit_Unterschriften-1.pdf
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayKurtaxV/true

DTV-POSITION:

Der Deutsche Tourismusverband fordert, dass das Erhebungsrecht fiir die Gastebeitrage in den Kom-
munalabgabengesetzen der Lander allen Tourismusorten ermoglicht wird, die Investitionen in den
Tourismus tatigen und die daher auch Aufwendungen fiir die Bestandspflege touristischer Einrichtun-
gen haben. Der DTV empfiehlt den Kommunen, die zur Erhebung von Gastebeitragen berechtigt sind,
dies als Finanzierungsquelle konsequent zu nutzen. Die Gastebeitrage sollten mit konkreten Vorteilen
fiir die Gaste durch Gastekarten verkniipft werden. Gastebeitrage sollten in einer Reiseregion harmoni-
siert und gegenseitig anerkannt werden. Die Einbeziehung einer kostenfreien Nutzung des OPNV fiir

eine nachhaltige Vor-Ort-Mobilitat sollte in die Kalkulation eines Gastebeitrages einbezogen werden.

4.2 Tourismusfinanzierung durch die Bettensteuer

Die Bettensteuer wird vom Ubernachtungsgast iiber den jeweiligen Beherbergungsbetrieb zu-
sitzlich zum Ubernachtungspreis erhoben und an die jeweilige Stadt abgefiihrt. Synonyme Be-
griffe sind Ubernachtungssteuer, Kulturabgabe, Kulturférderabgabe, Tourismusférderabgabe,

City Tax oder Beherbergungsabgabe.

Die Bettensteuer ist rechtlich betrachtet eine 6rtliche Aufwandssteuer im Sinne des Artikels 105
Absatz 2a des Grundgesetzes (GG). Eine ortliche Aufwandssteuer ist eine Steuer, die den besonde-
ren Aufwand einer Person fiir den Konsum oder die Nutzung bestimmter Leistungen erfasst.
Beispiele fiir 6rtliche Aufwandssteuern sind neben der Bettensteuer die Hundesteuer fiir das
Halten von Hunden oder die Vergniigungssteuer fiir Spielautomaten, Tanzveranstaltungen etc.
Bei der Bettensteuer wird der besondere finanzielle Aufwand fiir Ubernachtungen in Beherber-

gungsbetrieben besteuert.

Die Bettensteuer ist eine nicht zweckgebundene kommunale Abgabe auf entgeltliche Ubernach-
tungen in Beherbergungsbetrieben wie Hotels, Pensionen oder Ferienwohnungen. Sie dient der
Finanzierung stadtischer Aufgaben - dazu gehoren auch kulturelle oder touristische Angebote
der Stadt oder die Férderung von stadtischen Kultur- und Tourismusprojekten, Museen, Theater

oder Veranstaltungen.

Als ortliche Aufwandssteuer darf die Bettensteuer grundsétzlich nicht zweckgebunden sein.
Dies ergibt sich aus dem Grundsatz der Gesamtdeckung im Steuerrecht. Wahrend Gebiihren und

Beitrdge (z. B. Gastebeitrag, Tourismusabgabe) zweckgebunden sind, weil sie eine konkrete



Gegenleistung finanzieren, diirfen Steuern wie die Bettensteuer nicht an eine spezielle Verwen-
dung gebunden sein. Zwar wird die Bettensteuer mit dem politischen Ziel eingefiihrt, kulturelle
oder touristische Einrichtungen zu finanzieren. Aber rechtlich gesehen muss sie in den allge-
meinen Haushalt der Stadt flieBen. Allerdings konnen Stadte freiwillig entscheiden, die Einnah-
men aus der Bettensteuer ganz oder teilweise fiir den lokalen Tourismus oder fiir Kultur zu nut-
zen. Dies darf aber nicht gesetzlich vorgeschrieben werden. Mit der Einfithrung der Bettensteuer
sollte nicht zuletzt aus Akzeptanzgriinden stets ein politisches Bekenntnis zum zweckdienlichen

Einsatz der Steuereinnahmen fiir den Tourismus erfolgen.

Grundlage der Bettensteuer ist das Kommunalabgabengesetz des jeweiligen Bundeslandes. Die
Einfithrung der Bettensteuer erfolgt durch eine kommunale Satzung oder bei Stadtstaaten
durch ein Gesetz. Zahlungspflichtige sind Privatreisende. Geschéiftsreisende sind in einigen
Kommunen von der Steuer befreit. Die Bettensteuer wird entweder als Pauschalbetrag pro Per-
son und Nacht oder als prozentualer Anteil am Ubernachtungspreis erhoben. Im Mai 2022 hat
das Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe die Bettensteuer auch fiir Geschiftsreisende besta-
tigt, sofern sie nicht gegen die Berufsfreiheit (Art. 12 GG) verst6Rt. Vor allem groere Stddte ha-
ben die Bettensteuer eingefiihrt. Fiir sie ist die Bettensteuer eine einfache und sicherere Einnah-

mequelle. Eine einheitliche Regelung und Berechnungsgrundlage gibt es nicht.

Fazit: Im Unterschied zum Géstebeitrag flieRft das Aufkommen aus der Bettensteuer als 6rtliche
Aufwandssteuer nicht zweckgebunden in den kommunalen Haushalt zur Deckung aller kom-

munalen Ausgaben.

Bei der Bettensteuer bestehen zwischen den Bundesldndern zum Teil erhebliche Unterschiede.
Der Landtag des Freistaates Bayern hat zum 24. Juli 2023 mit einer Anderung des Kommunalab-
gabengesetzes die Bettensteuer untersagt und festgelegt, dass sie von den Kommunen nicht er-
hoben werden darf. In Niedersachsen diirfen Gemeinden eine Bettensteuer nicht erheben, wenn
sie einen Gastebeitrag erheben. Ausnahmen sind in begriindeten Fillen aber durch die Kommu-
nalaufsicht méglich. In Schleswig-Holstein ist das Recht der Kommunen zur Einfithrung der
Bettensteuer eingeschrankt. Hier darf die Bettensteuer nicht erhoben werden, wenn eine Ge-

meinde einen Gastebeitrag oder eine Tourismusabgabe erhebt.

Auch wenn das Aufkommen aus der Bettensteuer nicht zweckgebunden ist, kann sie bei den
Themen Rechtssicherheit und Einfachheit punkten. Nach dem Urteil des Bundesverfassungsge-
richts gilt sie als mit dem Grundgesetz vereinbares Instrument der kommunalen Finanzierung.
Bei der Bettensteuer besteht kein besonders hoher Verwaltungsaufwand, da im Vergleich zum

Gastebeitrag kein jahrliches Kalkulationserfordernis besteht. Insofern kann die Bettensteuer



zum einen in touristisch sehr relevanten Grofstidten oder Stadtstaaten sowie in besonders klei-

nen Gemeinden ohne nennenswerte touristische Relevanz und einem geringen Tagesgaste-Auf-

kommen als alternatives Instrument fiir tourismusrelevante Ausgaben durchaus interessant
sein. Entscheidend fiir die Anwendung einer Bettensteuer sind immer die jeweiligen 6rtlichen
Gegebenheiten, die es vorab zu priifen gilt. Es ist ratsam, dass das Aufkommen aus der Betten-

steuer mit einer politisch erkldrten Zweckbindung fiir den Tourismus verbunden wird.

Baden-Wiirttemberg Ja, § 9 KAG
Bayern Nein

Berlin Ja UnStG
Brandenburg Ja, § 3KAG
Bremen Ja BremTourAbgG
Hamburg Ja HmbKTTG
Hessen Ja, § 7 KAG
Mecklenburg-Vorpommern Ja, § 3KAG M-V
Niedersachsen Ja, § 3 NKAG
Nordrhein-Westfalen Ja, § 3KAG
Rheinland-Pfalz Ja, § 5 KAG
Saarland Ja, § 3KAG
Sachsen Ja, § 7 SachsKAG



https://de.wikipedia.org/wiki/Steueraufkommen_(Deutschland)
https://www.landesrecht-bw.de/bsbw/document/jlr-KAGBW2005V5P9
https://www.berlin.de/sen/finanzen/steuern/downloads/artikel.57924.php
https://bravors.brandenburg.de/gesetze/kag
https://www.transparenz.bremen.de/metainformationen/bremisches-gesetz-ueber-die-erhebung-einer-tourismusabgabe-bremtourabgg-citytax-vom-31-januar-2012-221540?asl=bremen203_tpgesetz.c.55340.de&template=20_gp_ifg_meta_detail_d
https://www.landesrecht-hamburg.de/bsha/document/jlr-Kult_TourTaxGHAV1P1
https://www.rv.hessenrecht.hessen.de/bshe/document/jlr-KAGHE2013V5P7
https://www.landesrecht-mv.de/bsmv/document/jlr-KAGMV2005pP3
https://voris.wolterskluwer-online.de/browse/document/fb3df658-91e7-3eef-98ff-173b151f76ed
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_detail?sg=0&menu=0&bes_id=3549&anw_nr=2&aufgehoben=N&det_id=652119
https://www.landesrecht.rlp.de/bsrp/document/jlr-KAGRPV8P5
https://recht.saarland.de/bssl/document/jlr-KAGSLV8P3
https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/4304-SaechsKAG#p7

Sachsen-Anhalt Ja, § 3 KAG-LSA

Schleswig-Holstein Ja, § 3KAG
Thiiringen Ja, § 5 ThirKAG

Best Practices:

— Landeshauptstadt Potsdam
— Neckargemiind

— Berlin

DTV-POSITION:

Der Deutsche Tourismusverband beflirwortet grundsatzlich zweckgebundene Abgaben, die nachweis-
bar fiir die kommunalen touristischen Aufwendungen verwendet werden. Aus touristischer Sicht sind
Gastebeitrage und Tourismusabgabe deshalb bessere Instrumente zur Finanzierung des Tourismus.
Mit der Bettensteuer konnen diverse andere kommunale Aufgaben finanziert werden, die nicht direkt
mit dem Tourismus in Zusammenhang stehen. Die Einnahmen aus der Bettensteuer als ortliche Auf-
wandssteuer flieRen in den allgemeinen kommunalen Haushalt. Fiir den Gast ist die Bettensteuer
nicht einfach nachweisbar mit konkreten Vorteilen verbunden. Eine Transparenz iiber die Verwendun-
gen des Bettensteueraufkommens findet in der Regel nicht statt. Im Einzelfall kann die Bettensteuer
dennoch als alternatives Finanzierungsinstrument interessant sein. Wenn sich eine Kommune fiir die
Bettensteuer entscheidet, dann muss eine politische Willensbekundung fiir die touristische Verwen-

dung des Aufkommens aus der Bettensteuer erfolgen.


https://www.landesrecht.sachsen-anhalt.de/bsst/document/jlr-KAGST1996V12P3
https://www.gesetze-rechtsprechung.sh.juris.de/bssh/document/jlr-KAGSH2005V12P3
https://landesrecht.thueringen.de/bsth/document/jlr-KAGTH2000pP5
https://vv.potsdam.de/vv/produkte/173010100000012252.php#tab-infos
https://www.neckargemuend.de/site/Neckargemuend_2019/get/params_E-73865826/3331069/Bettensteuersatzung_2022.pdf
https://www.berlin.de/sen/finanzen/steuern/downloads/artikel.57924.php

5. Tourismusfinanzierung durch die Wirtschaft

Die regionale Wirtschaft profitiert vom Tourismus. Sie kann durch die Tourismusabgabe an der
Finanzierung des ortlichen Tourismus beteiligt werden. Synonyme Begriffe sind Fremdenver-

kehrsbeitrag, Fremdenverkehrsabgabe oder Tourismusbeitrag.

Zweck der Tourismusabgabe ist die Finanzierung von touristischer Infrastruktur, Werbung und
Veranstaltungen. Sie dient der Férderung der Attraktivitat der Region fiir Gaste und Unterneh-
men. 2017 bestdtigte das Bundesverwaltungsgericht, dass eine Tourismusabgabe zuldssig ist, so-
lange ein wirtschaftlicher Vorteil fiir die Unternehmen nachweisbar ist. Zur Tourismusabgabe
werden deshalb alle Betriebe herangezogen, die vom Tourismus wirtschaftlich profitieren und
auf eine entsprechende touristische Ausstattung ihres Ortes angewiesen sind. Dazu gehoren z. B.
Hotels, Restaurants, Freizeitparks, Reisebiiros, Einzelhandel, Taxiunternehmen oder Veranstal-

tungsagenturen.

Die Tourismusabgabe darf nur aufgrund einer kommunalen Satzung erhoben werden. Die Sat-
zung muss regeln, wer die Abgaben schuldet. Das sind bei der Tourismusabgabe die selbstindig
tatigen natiirlichen und juristischen Personen, denen durch den Tourismus im Gemeindegebiet
ein wirtschaftlicher Vorteil erwiachst. Ein wirtschaftlicher Vorteil kann unmittelbarer Art sein,
wie bei Beherbergungsbetrieben, Dienstleistungsbetrieben oder der Gastronomie. Er kann aber
auch mittelbarer Art sein, wie bei Handwerks- und Handelsbetrieben oder Steuerberatern. Der
Gleichheitsgrundsatz verlangt es, dass saimtliche Abgabepflichtigen ermittelt und erfasst wer-

den.

Die kommunale Satzung muss dariiber hinaus regeln, wie sich der Beitrag berechnet, wie hoch
er ist und wann der Beitrag gezahlt werden muss. MaRstab fiir die Berechnung des Vorteils sind
die jahrlichen Umsatzmeldungen der gewerblichen Betriebe. Sie werden mit dem fiktiven Ge-
winnanteil, dem Vorteilssatz und dem Abgabensatz multipliziert. Das Ergebnis ist die Jahresab-
gabe fiir die Tourismusabgabe. Dabei ist sowohl der fiktive Gewinnanteil je Betriebsart als auch

der Vorteilssatz in der kommunalen Satzung festzulegen.



Beispiel 1: Beherbergungsbetrieb

Jahresumsatz (Vorjahr) 12.000,00 EUR
x fiktiver Gewinnanteil (17 v. H.) 2.040,00 EUR
x Vorteilssatz 100 v. H. 2.040,00 EUR
x Abgabensatz 5,00 %

= Jahresabgabe 102,00 EUR
Beispiel 2: Friseursalon

Jahresumsatz (Vorjahr) 50.000,00 EUR
x fiktiver Gewinnanteil (13 v. H.) 6.500,00 EUR
x Vorteilssatz 20 v. H. 1.300,00 EUR
x Abgabensatz 5,00 %

= Jahresabgabe 65,00 EUR
Beispiel 3: Tischlerei

Jahresumsatz (Vorjahr) 200.000,00 EUR
x fiktiver Gewinnanteil (8 v. H.) 16.000,00 EUR
x Vorteilssatz 30 v. H. 4.800,00 EUR
x Abgabensatz 5,00 %

= Jahresabgabe 240,00 EUR

Quelle: Eigendarstellung auf Grundlage von https://www.amtfa.de/seite/336438/tourismusabgabe.html

Die Tourismusabgabe ist keine Steuer, sondern ein zweckgebundener Beitrag. Die Mittel aus der

Tourismusabgabe flieSen ausschlieflich in den Tourismus. Bei der Tourismusabgabe gilt das
Kostendeckungsprinzip. Das bedeutet, dass die Kommunen mit der Tourismusabgabe nur die
ihr entstehenden Kosten refinanzieren kann. Die Kommunen diirfen also nicht mehr Einnah-
men mit der Tourismusabgabe erzielen, als tatsdchlich Kosten getragen werden miissen. Der
Tourismusabgabe muss eine sorgfiltige und individuelle Kalkulation der Kommune zugrunde

liegen.

20


https://www.amtfa.de/seite/336438/tourismusabgabe.html

Mit dem Aufkommen aus der Tourismusabgabe kdnnen finanziert werden:

Infrastrukturelle MaBnahmen: wie Neuerrichtung, Erneuerung, Erweiterung und Unterhaltung touristischer

Einrichtungen
Personalkosten, die in unmittelbarem Zusammenhang mit den o0.g. Leistungen stehen
Angebote und Veranstaltungen, die in erster Linie tourismusfordernd wirken

Tourismuswerbung

Die Kommunen sind dazu verpflichtet, einen Eigenanteil der Kosten selbst zu tragen. So darf
beispielsweise der Nutzungsanteil der Wohnbevélkerung nicht durch die Tourismusabgabe fi-
nanziert und muss von den Kommunen getragen werden. Auch Kosten, die ggf. durch zusatzli-
che Finanzierungsmittel, wie z. B. Gastebeitrige gedeckt werden, diirfen nicht im Rahmen der

Aufwandsermittlung fiir die Tourismusabgabe beriicksichtigt werden.

Unterschiede bestehen bei den landesrechtlichen Regelungen auch bei der Tourismusabgabe.
Waihrend in Sachsen und Rheinland-Pfalz alle Tourismusorte eine Tourismusabgabe einfithren
diirfen, ist dies in Schleswig-Holstein fiir die Orte moglich, die ganz- oder teilweise als Kur-, Er-
holungs- oder Tourismusort anerkannt sind. In Nordrhein-Westfalen diirfen hingegen iiber an-
erkannte Kur- oder Erholungsorte hinaus nur die Gemeinden die Tourismusabgabe einfiihren,
denen die Zahl der Fremdiibernachtungen im Jahr in der Regel das Siebenfache der Einwohner-
zahl ibersteigt. In der Praxis findet die Tourismusabgabe vor allem in kleineren Tourismusor-

ten Anwendung. Hier ist der Kalkulationsaufwand im Vergleich zu Grof8stddten niedriger.
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Baden-Wiirttemberg  Ja, § 44 KAG
- Kurorte
- Erholungsorte
- sonstige Fremdenverkehrsgemeinden

Bayern Ja, Art. 6 KAG
- wenn die Zahl der Fremdeniibernachtungen im Jahr in der Regel das Siebenfache der Ein-
wohnerzahl iibersteigt

Berlin Nein
Brandenburg Ja, § 11 KAG, alle Gemeinden
Bremen Nein
Hamburg Nein
Hessen Nein
Mecklenburg- Ja, § 11 KAG M-V
Vorpommern
Niedersachsen Ja, § 9 NKAG
- Kurort
- Erholungsort
- Kistenbadeort

- sonstige Tourismusgemeinden

Nordrhein-Westfalen Ja, § 11 KAG
- Gemeinden, die ganz oder teilweise als Kurort oder als Erholungsort anerkannt sind
- Gemeinden, in denen die Zahl der Fremdiibernachtungen im Jahr in der Regel das Siebenfa-
che der Einwohnerzahl {ibersteigt

Rheinland-Pfalz Ja, § 12 KAG, alle Gemeinden
Saarland Ja, § 11 KAG und § 11a KAG, alle Gemeinden
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https://www.landesrecht-bw.de/bsbw/document/jlr-KAGBW2005V9P44
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayKAG/true
https://bravors.brandenburg.de/gesetze/kag
https://www.landesrecht-mv.de/bsmv/document/jlr-KAGMV2005V7P11
https://voris.wolterskluwer-online.de/browse/document/ed47b880-c23c-366c-a36a-eeec098856c8
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_detail?sg=0&menu=0&bes_id=3549&anw_nr=2&aufgehoben=N&det_id=652128
https://www.landesrecht.rlp.de/bsrp/document/jlr-KAGRPV14P12
https://recht.saarland.de/bssl/document/jlr-KAGSLV6P11
https://recht.saarland.de/bssl/document/jlr-KAGSLV5P11a

Sachsen Ja, § 35 SachsKAG, alle Gemeinden

Sachsen-Anhalt Nein

Schleswig-Holstein  Ja, § 10 KAG
- Gemeinden, wenn sie ganz oder teilweise als Kur-, Erholungs- oder Tourismusort anerkannt
sind

Thiiringen Ja, § 8 ThirKAG, alle Gemeinden

Best Practices

— Lubbenau
— Cuxhaven

— Helgoland

— Markt Garmisch-Partenkirchen

DTV-POSITION:

Die Tourismusabgabe ist eine sachgerechte, sichere und transparente Finanzierungsquelle der Kom-
munen. Sie ist eine besonders faire Form der Tourismusfinanzierung, da ihr Aufkommen zweckgebun-
den dem ortlichen Tourismus direkt zugutekommt. Alle wirtschaftlichen Akteure eines Ortes, die durch
den Tourismus begiinstigt werden, werden zur Mitfinanzierung der kommunalen touristischen Aufwen-
dungen herangezogen. Durch die breite Erhebungsbasis fiihrt sie zu einer geringeren Belastung des

einzelnen wirtschaftlichen Akteurs.
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https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/4304-SaechsKAG#p35
https://www.gesetze-rechtsprechung.sh.juris.de/bssh/document/jlr-KAGSH2005V16P10
https://landesrecht.thueringen.de/bsth/document/jlr-KAGTH2000V9P8
https://daten2.verwaltungsportal.de/dateien/seitengenerator/9548dce483809bc22c3ecbc5d1ecd1d542284/touris_beitrag_mit_anlage.pdf
https://www.cuxhaven.de/_Resources/Persistent/3/e/7/a/3e7a654082c86938a70bf02383ec2204d2a98710/Tourismusbeitragssatzung%20der%20Stadt%20Cuxhaven-in%20der%20Fassung%20der%20Fünften%20Änderungssatzung-mit%20Anlagen.pdf
https://www.helgoland.de/content/uploads/sites/2/2022/07/Satzung-über-die-Erhebung-einer-Tourismusabgabe-in-der-Gemeinde-Helgoland-vom-07.07.2015.pdf
https://markt.gapa.de/wp-content/uploads/2021/11/Satzung-2019-mit-3x-Aenderungssatzungen-mit-Ae.pdf

6. Freiwillige Finanzierungsmodelle

In vielen Kommunen gibt es zudem freiwillige Modelle, bei denen unterschiedliche Tourismus-
akteure gemeinsam mit der 6ffentlichen Hand nach dem Prinzip der Freiwilligkeit und Mitbe-

stimmung einen konkreten Beitrag fiir den Tourismus vor Ort leisten.

Bekannt sind hier besonders Umlage-, Fonds- oder Poolmodelle. Auch mit diesen Finanzierungs-
modellen kann ein wichtiger zuséatzlicher Beitrag zur Verbesserung der touristischen Ausstat-
tung und der Angebotsvielfalt geleistet werden. Erfolgreich sind die freiwilligen Modelle vor al-
lem dann, wenn sie auf die Umsetzung sehr konkreter Projekte ausgerichtet sind und im Inte-

resse der Beteiligten stehen. Dazu ist intensive Netzwerkarbeit und Netzwerksteuerung erfor-
derlich.

Best Practices

— Niirnberg

— Miinchen
— Mainz

— Rostock

— Hamburg

DTV-POSITION:

Der Deutsche Tourismusverband befiirwortet freiwillige Finanzierungsmodelle. Sie konnen flankierend
zu Gastebeitragen und Tourismusabgabe einen wichtigen Beitrag zur Finanzierung konkreter Vorha-
ben leisten, die sonst nicht umsetzbar waren. Freiwillige Finanzierungsmodelle sind allerdings nicht
dazu geeignet, den kompletten Finanzbedarf fiir touristische Aufwendungen einer Kommune abzude-

cken. Ein Vorteil freiwilliger Finanzierungsmodelle ist die liickenlos nachweisbare Zweckbindung.
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https://tourismus.nuernberg.de/fileadmin/dokumente/ueber_uns/der-verein/2024_Tourismusfonds.pdf
https://tourismus.nuernberg.de/fileadmin/dokumente/ueber_uns/der-verein/2024_Tourismusfonds.pdf
https://www.tim-muenchen.de/tim/muenchner-modell.html
https://www.tourismusfonds-mainz.de/
https://www.rostock-marketing.de/ueber-uns/finanzierungsmodell.html
https://www.promotionpool-hamburg.de/

Deutscher Tourismusverband e.V.
Schillstrafe 9 - 10785 Berlin
Tel. 030 / 856 215-0

kontakt@deutschertourismusverband.de
www.deutschertourismusverband.de

Stand: Mai 2025
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